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DieAtmosphäre unserer Pflege-WG
ist im Artikel sehr schön wiederge-
geben, aber leider sind ein paar In-
formationen falsch oder irrefüh-
rend, zum Beispiel handelt es sich
bei unserer WG nicht um ein ge-
schlossenes Angebot. Die selbst-
oder trägerverantworteten ambu-
lant betreuten Pflegewohngemein-
schaften schließen eine Lücke auf
derPalettederUnterstützungsange-
bote für Senioren. Gerade in kleine-
ren Gemeinden bieten sie eine gute
AlternativezumPflegeheim.

Die Intention des Sozialministe-
riums war die Schaffung eines An-
gebotes,welchesaufambulanterBa-
sis die Qualität einer stationären
Einrichtungmit besserem Personal-
schlüssel erreicht. Leider wird die-
ser Anspruch vor allem bei den trä-
gerverantworteten WGs durch rigi-
degesetzlicheRahmenbedingungen
oft erschwert. Die strikte Trennung
von Betreuung und Hauswirtschaft
auf der einen und der Pflege auf der
anderen Seite ist im gemeinsam ge-
lebten Alltag nicht umsetzbar und
verursacht unter Umständen unnö-
tig hohe Kosten. Leider zeigen auch
die Sozialhilfeträger keine Bereit-
schaft, bei Bedarf den Platz in der
Pflege-WG von Anfang an mitzufi-
nanzieren. Wir setzen uns sehr da-
für ein, mit den Betroffenen in der
WG gute Lösungen zu finden, um
die Kosten finanzierbar zu halten
und eine gute Lebensqualität zu
schaffen.

In Einzelfällen kann der Umzug
ins Pflegeheim vorteilhaft sein, aber
generell haben wir den Anspruch,
demälterenMenschendenVerbleib
inderPflege-WGzuermöglichen.

Für die Weiterentwicklung und
Verbreitung dieses hervorragenden
Angebotes setzen wir uns bei unse-
rer täglichen Arbeit und durch poli-
tisches Engagement mit ganzer
Kraftein.

Neben den Pflegeheimen werden
sogenannte Pflege-WGs immer
wichtiger. Das TAGBLATT besuchte
die „Alte Weberei“ in Lustnau („In
Gemeinschaft leben“, 2. Februar).

Mit ganzer Kraft

AngelaKrohmer, Tübingen,
Samariterstiftung, Regionalleiterin
AltenhilfeTübingen/Gäu

Der Leserbrief spricht – nicht nur
mir – aus dem Herzen! Bereits jetzt
erscheint mir eine gewisse Taktik
erkennbar: Eine „harmlose“ studen-
tischeArbeitwird frühzeitig auf den
Weg gebracht, um Stimmungslage,
Unmutstärke und Widerstandsgrö-
ße auszuloten.Ganzwie inder „gro-
ßen“ Politik werden unangenehme
Themen inwohlfeile positiveWorte
gekleidet. Es gibt keine „Nachver-
dichtung“ mehr, sondern „Sanie-
rung“; „bauliche Verdichtung“ wird
hinter „Stadtteil-Verbesserung“ ver-
steckt. Statt „Flüchtlingsunterkünf-
ten“ wird der Bedarf an zusätzli-
chem „bezahlbarem Wohnraum
auch für das Alter“ postuliert; das
„bezahlbar“und „auch“werden spä-
ter (zufällig)wegfallen. Interessierte
Bürger werden frühzeitig „einge-

Zu den Ideen zur Stadtteilsanie-
rung vonWaldhäuser Ost meldeten
einige Anwohner weiteren Ge-
sprächsbedarf an („Nicht einlullen
lassen“, 17. Februar). Hier bekom-
men sie Unterstützung.

Feigenblatt

bunden“ – in Nebenthemen ohne
Auswirkungen; sie werden später
als Feigenblatt für „gemeinsamerar-
beitetesErgebnis“ fungieren.

Die eigentlichen Absichten der
Stadt zur Verdichtung liegen aber
längst fest – aber ein Büro wird für
teures Geld mit viel Wirbel „neut-
ral“ die „objektiven“ Beweggründe
dafür liefern. Es wird schon „so bel-
lenwie sein bezahlendesHerrchen“
und den Stadtteil so schlecht und
bedauernswert darstellen, dass die
Stadt wenigstens an die begehrten
Fleischtöpfe der Städtebau-Förde-
rung gelangt. Auch die Stadt Tübin-
gen, der es derzeit finanziell so gut
wie schon lange nicht geht, hat kei-
nen Anlass, für WHO auch nur ei-
nen Euro auszugeben! Das heißt al-
so: Eswird sehr viel dazugebaut und
vermarktet werden, um darüber hi-
nauswenigstens einigewenigeposi-
tive Alibis zu finanzieren! Vielleicht
zahlenwir sogar auf dieseWeise die
notwendigeHallenbad-Erweiterung
oder denNeubau! Es kommt also ei-
niges auf uns zu! Sie können mich
schelten, fallses jepositiverkäme!
MatthiasMarks, Tübingen

Bei dem Projekt „Stadtteilentwick-
lung“ auf WHO wird vermutlich
zum wiederholten Male der Ver-
such unternommen, unseren Stadt-
teil nachzuverdichten. Während
der „Zukunftswerkstatt“ am 9. Feb-
ruar wurden die Teilnehmer aufge-
fordert, Flächen innerhalb und au-
ßerhalb des Berliner Rings zu nen-
nen, die bebaut werden könnten;
ein fragwürdiger Vorgang, der kei-
nerlei stadtplanerisches Konzept
erkennen lässt. Vermutlich handelt
es sich um ein Alibi, um auf die Be-
teiligung der Bewohner hinweisen
zu können. Das ist eine notwendige
Bedingung für dieses Projekt.
WHO ist einer der am dichtesten
besiedelten Stadtteile Tübingens.
DieGrünflächen sindwohlüberlegt
in das Gesamtkonzept eingeplant
worden. Bei unserem Baubürger-
meister, der die Parks aufwerten
will (TAGBLATT vom 17. Februar),
wird es sicherlich auf Verständnis
stoßen, dass aufWHO die beschei-
denen vorhandenen Grünflächen
erhaltenwerden sollten.

Alibi

Suzanne Heinisch, Tübingen

Mit der Klage der Deutschen Um-
welthilfe vor dem Bundesverwal-
tungsgericht Leipzig steht die
deutsche Umweltpolitik am Pran-
ger, panikartig reagieren die Ma-
cher: Mooswände sollen kurzfris-
tig die Luft reinigen, die Nachrüs-
tung von Dieselautos mit Betrugs-
software soll der Steuerzahler fi-
nanzieren, der öffentlicheNahver-
kehr in (zunächst) fünf Städten
soll kostenlos sein (eine Entschei-
dung, deren Finanzierung noch in
den Sternen steht), Fahrverbote
sollen verhängt werden, ganze
Stadtteile sollen für den Nahver-
kehr untertunnelt werden (Ade-
nauerstraße in Stuttgart).

Angesichts aller Fuchtelei eine
schlichte Idee für Tübingen: Ein-
fachmal nichts tun.

Die Sarchhalde bestehen lassen
als Frischluftschneise für die
Stuttgart nicht unähnliche Tallage
– und ganz nebenbei seltene Tier-
arten und ein von Uhland geprie-
senes Elysium retten.

Oberbürgermeister Boris Palmer
schrieb drei Bundesministern: Tü-
bingenmöchte für das fertige Kon-
zept „Tübus umsonst“ ebenfalls
Förderung aus Berlin („Tübingen
will dabei sein“, 15. Februar).

Nichts tun

MonikaHoffmann, Tübingen

LieberMartin,
positiv in der Kolumne finde ich,

dass Du nicht gleich „Neuwahlen“
erwähnt hast, falls es nicht zur neu-
en Groko komme. Darüber hinaus

Die Groko-Verhandlungen waren
Thema der Abgeordnetenkolumne
von Martin Rosemann (SPD) vom
16. Februar („Das Leben wir für vie-
le leichter“). Anmerkungen eines
SPD-Mitglieds.

Drei Bemerkungen

muss ich aber wenigstens drei Be-
merkungenmachen:

1. Deine Behauptung, die Groko
sei „die letzte Chance, eine hand-
lungsfähige Regierung zu bilden“,
empört mich. Du müsstest eigent-
lich wissen, dass sich CDU/CSU in-
tensiv auf eine Minderheitsregie-
rung vorbereiten (Bemerkungen
vonAltmaier und Schäuble). Es gibt
genügend Beispiele die zeigen, dass
Minderheitsregierungen hand-
lungsfähig waren und handlungsfä-
higsind.

2. Es gibt auchprominenteBefür-
worter in unserer Partei; etwa
Hans-Jochen Vogel hält eine Min-
derheitsregierung für eine brauch-
bare Alternative. Ich meine, unsere
Demokratie würde gewinnen durch
eine neue Debatten-Kultur im Bun-
destag. Auch die „sozialdemokrati-
sche Handschrift“ könnte dann bes-
serzurGeltunggebrachtwerden.

3. Bei Deinen aufgezählten
„Wohltaten“ gäbe es noch einiges
deutlich zu kritisieren (etwa Rente,
Pflege).VergessenhastDu inDeiner
Aufzählung, dass die Rüstungsaus-
gaben drastisch erhöht werden sol-
len (wohl von 37 auf 75 Milliarden
Euro jährlich).Das stehtdeutlichge-
nug imKoalitionsvertrag: „manwol-
le dem ,Zielkorridor der Vereinba-
rungen der Nato folgen‘“. An ande-
rer Stelle heißt es: „Wir wollen die
vereinbarten Nato-Fähigkeitsziele
erreichen und Fähigkeitslücken
schließen.“ Damit bekennen sich
Union und SPD zum Zwei-Prozent-
Ziel der Nato, ohne das explizit zu
erwähnen.

Das allein reicht für mich schon
aus,dieGrokoabzulehnen.
Günter Klepser, Altingen

Sehr wendig und gekonnt hat An-
nette Widmann-Mauz als Staatsse-
kretärin des Bundesgesundheitsmi-
nisteriums sich immer wieder weg-
geduckt, wenn in ihrem eigenen
Wahlkreis die Pflegekräfte des Tü-
binger Universitätsklinikums zum
wiederholten Mal gegen ihren Not-

Beim politischen Aschermittwoch
der CDU in Hechingen erklärten die
Spitzenpolitiker AnnetteWid-
mann-Mauz und Carsten Linne-
mann die Koalitionsverhandlungen
und versuchten, Orientierung zu
geben in der Zwischenphase
(„Aktiv am Steuer statt Autopi-
lot“, 16. Februar, Steinlach-Bote).

Verwundert

stand gestreikt haben. Außer Pres-
seerklärungen und Lippenbekennt-
nissen hat es von Annette Wid-
mann-Mauz in vier Jahren Amtszeit
trotzdirektemZugangzumMinister
keine Maßnahmen zur Abhilfe ge-
gen den Notstand gegeben. Nun ist
AnnetteWidmann-Mauz also selbst
designierte Gesundheitsministerin.
DieRegion ist stolz.

Die ganze Region? Nein, ein klei-
ner Kreis derjenigenmit Pflegekräf-
ten in der Familie, Verwandtschaft
oder Bekanntschaft reibt sich ganz
verwundert dieAugen,wieUntätig-
keit inderPolitikbelohntwird.
Carsten Helmers, Tübingen

Das war ein wichtiger Leserbrief:
Sicher hatten es viele übersehen,
dass in einemNebensatz – verbor-
gen im Bericht über mögliche
Konzertsaal-Standorte – die
Schließung des Uhlandbades an-
gekündigt, ja quasi als gegeben vo-
rausgesetzt wird. Eine wachsende
Stadt kann ein drittes Schwimm-
bad gut gebrauchen – aber eben
zusätzlich, nicht auf Kosten eines
bestehenden Bades mitten in der
Stadt, das so vielen nutzt: Hier
sind nicht nur ältere und gesund-
heitlich eingeschränkte Men-
schen, sondern etwa auch junge
Papas mit ihren Kleinstkindern,
junge Flüchtlingsfrauen, die
Schwimmen lernen, Berufstätige,
die so Bewegung geschickt in ih-
ren Alltag einbauen können, Men-
schen, die sportlich und schnell
und andere, die eher ausdauernd
schwimmenwollen.

Und die meisten verbinden das
mit anderen Aktivitäten: Kaffee
trinken, Besorgungen machen,
einkaufen, viele kommen nur des-
wegen „in die Stadt“.

Bewegungsmöglichkeiten soll-
ten nicht bloß weit draußen sein,
wo es sonst nichts weiter gibt,
sondern auf kurzem Weg erreich-
bar und mit anderen Nutzungen
verbunden. Wenn die Innenstadt

Auf Drängen des Gemeinderats un-
tersucht die Tübinger Stadtverwal-
tung mögliche Standorte für einen
Konzertsaal näher („Ein Schuhkar-
ton? Und wohin?“, 5. Februar).
Auch das Gelände des jetzigen Uh-
landbades wird in Betracht gezo-
gen. Dagegen wehrte sich Claudia
Hillenbrand-Pantelidis in einem Le-
serbrief vom 14. Februar.

Verborgen

wieder eine solch wichtige Ein-
richtung verliert, spürt das auch
dieWirtschaft.

Fällig sind jetzt umfassende In-
formationen, und Beteiligung soll-
te bei einem solchen Projekt
selbstverständlich sein.
Gabriele Steffen, Tübingen

Einer Gesellschaft, deren obere
Segmente in materieller Übersät-
tigung leben, muss man natürlich
das Konsumieren mit weiteren
Anreizen schmackhaft machen.
Die Altstadt wird dazu schrittwei-
se zur Kulisse degradiert, in der
ach so störende Dinge wie Liefer-
dienste oder Handwerker-Fahr-
zeuge den Einkaufsgenuss und
den Umsatz nur beeinträchtigen
können. Merkwürdig in diesem
Zusammenhang ist die schizo-
phrene Haltung der Händler, die
einerseits natürlich verkaufen
wollen, andererseits auf Waren
angewiesen sind und für deren
Annahme dann aber nicht zwei
Stunden vorher aufstehenwollen.

Leidtragende sind mal wieder
diejenigen, deren Einkaufsverhal-
ten nicht unbedingt von Lustge-
fühlen begleitet wird, weil sie sich
sowieso auf das Lebensnotwendi-
ge beschränken müssen, das sie
auch nicht in der Altstadt, son-
dern vielleicht beim Lidl besor-
gen. Ich empfehle dazu auf You-
tube den Film „Paketsklaven“.

Auch von den Handwerkern
möchte man am liebsten, dass sie
ihre Materialien wieder beim
Stückgutschuppen der Bahn abho-
len und zu Fuß mit dem Leiterwä-
gele in die Stadt karren. Deren Ra-
tionalisierungszwang wird locker
vomTisch gewischt.

Das alles mit grünen Argumen-
ten zu bemänteln, ist scheinheilig.

Die Be- und Entladeeinschränkung
in der Tübinger Altstadt ist für ei-
nige Händler und Lieferanten ein
Problem. In Zukunft will die Stadt
härter kontrollieren („Stöhnende
Paketboten“, 17. Februar).

Scheinheilig

Günter Gottschlich, Tübingen

Sehr geehrte Frau Cetin, Ihr Le-
serbrief ist wunderbar! Genau das
ist es.Wo sind all’ die jungenMen-
schen, die sich Sorgen um ihre
Umwelt und um die Integrität und
Privatheit ihrer persönlichen Da-
ten und damit um ihre Zukunft
machen? So Menschen wie Sie,
mit dieser Einstellung, sollte es
vielmehr geben.

NadineCetin hatte in einemLeser-
brief zumThemaTübus-umsonst
undNahverkehrsabgabe gefordert,
diese durchAutofahrer bezahlen zu
lassen („Vorschlag“, 13. Februar).

Wunderbar

Harold Becker, Rottenburg

Es ist interessant, dass „unsere
Gräfin Mechthild“ nur mit dem
einfachen Titel Gräfin in die Ge-
schichte, in die Rottenburger Ge-
schichte, eingegangen und be-
kannt geworden ist. Eigentlich
hätten ihr mindestens zwei höhe-
re Titel zugestanden, einmal Fürs-
tin und als Gemahlin von Erzher-
zog Albrecht VI. von Österreich
war sie Erzherzogin und als
Schwägerin von Kaiser Friedrich
III. war sie nach dessen Frau die
ranghöchste Frau des ganzen
Reichs. Und eine solch hochrangi-
ge Frau hatte jahrzehntelang ihren
Sitz in Rottenburg! Sie engagierte
sich für Kultur, Kunst, Sprachen
und Bildung und ließ diese den
Rottenburgern zukommen.

Es wäre schön, wenn nächstes
Jahr anlässlich ihres 600. Geburts-
tags diese Frau durch besondere
Veranstaltungen gewürdigt und
ihrer gedacht werden würde.
Freuen wir uns, dass wir eine so
engagierte und berühmte Frau als
historische Persönlichkeit in Rot-
tenburg haben. Vielleicht lässt
sich der Vorschlag vom TAG-
BLATT umsetzen, dass ihre sterb-
lichen Überreste von der Tübin-
ger Stiftskirche nach Rottenburg
geholt werden.

Eswäre zu begrüßen.

Von der „Fürstin Mechthild“
schrieben wir im Bericht über den
Rottenburger Fasnetsumzug.War
die Fürstin nicht eher eine Gräfin?
Damit befasste sich der „Zettel-
kasten“ vom 17. Februar auf der
Rottenburger Seite.

Gewürdigt

Dorothea Lichtenau,Wendelsheim,
CDU-Stadträtin

Das Bafög-Amt zieht nach Reut-
lingen. Der Grund: Ein Investor
hat das Gebäude gekauft und will
jetzt natürlich sanieren, ausbauen,
neu vermieten. Was man sich
noch dazu denken kann: Natürlich
für deutlich mehr Geld. Schließ-
lich muss sich eine Investition
auch lohnen und dicke Rendite
bringen. Das ist überall in Tübin-
gen so und deswegen zieht das
Amt jetzt nach Reutlingen. Weg
von der größten Uni, die es be-
treut. Weg von 4400 Studieren-
den, die Bafög bekommen.

Das ganze Prozedere ist eigent-
lich sinnbildlich für die Lage in
Tübingen und irgendwie auch iro-
nisch. Das Amt, das den Studie-
renden aus Familien mit niedri-
gem Einkommen helfen soll, hat
genau dieselben Probleme wie die
Menschen, die es betreut. Sie wer-
den Opfer einer Immobilienspe-
kulation, die auch in Tübingen um
sich greift. Jeder Neubau ist eine
weitere Luxuswohnung für die
Gutbetuchten, die es sich leisten
können. Das wird hier nicht an-
ders werden. Da wo das Bafög-
Amt jetzt ist, bringen Luxuswoh-
nungen sicher mehr Geld ein als
ein Amt. Es ist Innenstadtlage.

Die Lösung des Problems ist
natürlich nicht einfach. Aber es
muss eine Lösung gefunden wer-
den. Immobilienfirmen müssen
gestoppt werden, den großen Rei-
bach auf Kosten der Bevölkerung,
vor allem der ärmeren Bevölke-
rung zu machen. Eine Lösung
könnte dabei sein, mehr städti-
schen Wohnbau zu fördern, etwa
wie in Wien mit den Gemeinde-
bauwohnungen. Oder – und das
wäre natürlich eine Bundesaufga-
be – die Mietpreisbremse vom
zahnlosen Tiger zum Angstfaktor
der Immobilienhaie zumachen.

Das Bafög-Amt zieht nach Reutlin-
gen. In Tübingen bleibt nur noch
der Info-Point in der MensaWil-
helmstraße (20. Februar).

Opfer

Constantin Pläcking, Tübingen


